
Landtagswahl am 15. Mai 2022 

„Wahlbekanntmachung“ 

 

 
 

Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 

Gemäß § 22 der Landeswahlordnung (LWahlO) vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 

548, ber. S. 964 / SGV, NRW. 1110), zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. Ju-

ni 2021 (GV. NRW. S. 790), fordere ich hiermit auf, Kreiswahlvorschläge für die Land-

tagswahl am 15. Mai 2022 für die Wahlkreise 61 Duisburg I bis 63 Duisburg III mög-

lichst frühzeitig einzureichen. Hierzu gebe ich Folgendes bekannt: 

1. Für die Wahl zum Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen am 15. Mai 2022 können 

Kreiswahlvorschläge bei der 

 Geschäftsstelle des Kreiswahlleiters 

 Stabsstelle für Wahlen und Informationslogistik 

 In den Haesen 84 

 47198 Duisburg (Homberg) 

bis zum 59. Tag vor der Wahl, also bis Donnerstag, den 17. März 2022, 18.00 Uhr, 

eingereicht werden (§ 19 Abs. 1 Landeswahlgesetz (LWahlG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 16. August 1993 (GV. NW. S. 516 / SGV. NRW. 1110), zuletzt 

geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 16. Februar 2021 (GV. NRW. S. 189).  

Die Unterlagen sollten möglichst frühzeitig vorliegen, damit etwaige Mängel, die die 

Gültigkeit des Kreiswahlvorschlages berühren, rechtzeitig behoben werden können. 

Verspätet eingereichte Kreiswahlvorschläge sind nicht zulassungsfähig. 

Das Gebiet der kreisfreien Stadt Duisburg ist wie folgt in Landtagswahlkreise einge-

teilt: 

 

Wahlkreis Gebiet 

61 Duisburg I Stadtbezirk Mitte mit den Ortsteilen Altstadt, Neudorf-Nord, 

Neudorf-Süd, Dellviertel, Hochfeld und Wanheimerort, 

Stadtbezirk Süd 

62 Duisburg II Stadtbezirk Walsum und Stadtbezirk Homberg/Ruhrort/Baerl 

mit den Ortsteilen Alt-Homberg, Hochheide und Baerl, 

Stadtbezirk Rheinhausen 

63 Duisburg III Stadtbezirk Hamborn, Stadtbezirk Meiderich/Beek, Stadtbe-

zirk Homberg/Ruhrort/Baerl mit dem Ortsteil Ruhrort und 

Stadtbezirk Mitte mit den Ortsteilen Neuenkamp, Kaßlerfeld 

und Duissern 

 

2. Wahlvorschlagsrecht 

 Kreiswahlvorschläge können von Parteien (§ 2 des Parteiengesetzes), Wählergruppen 

(mitgliedschaftlich organisierte Gruppen von Wahlberechtigten) und Einzelbewer-

ber/innen eingereicht werden. Landeslisten können nur von Parteien eingereicht wer-

den (§ 17a Abs. 1 LWahlG). 
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3. Wählbarkeit und Wahlrecht 

3.1 Wählbar ist jede/r Wahlberechtigte, die/der am Wahltag seit mindestens drei 

Monaten in Nordrhein-Westfalen ihre/seine Wohnung, bei mehreren Wohnun-

gen ihre/seine Hauptwohnung hat oder sich sonst gewöhnlich aufhält und keine 

Wohnung außerhalb des Landes hat. 

Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 

die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt (§ 4 LWahlG). 

3.2 Wahlberechtigt ist, wer am Wahltag  

a) Deutsche/r im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist, 

b) das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat und 

c) mindestens seit dem 16. Tag vor der Wahl in Nordrhein-Westfalen ihre/seine   

Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre/seine Hauptwohnung hat oder sich 

sonst gewöhnlich aufhält und keine Wohnung außerhalb des Landes hat (§ 1 

LWahlG).  

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht 

nicht besitzt (§ 2 LWahlG). 

 

 

4.  Aufstellung von Parteibewerberinnen und Parteibewerbern 

4.1 Als Bewerber/in einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Kreiswahl-

vorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitgliederversammlung oder einer 

Vertreterversammlung des Wahlkreises hierzu gewählt worden ist (§ 18 Abs. 1 

LWahlG). 

4.2 Die Bewerber/innen und die Vertreter/innen für die Vertreterversammlungen sind 

in geheimer Wahl zu wählen. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusam-

mentritts der Versammlung im Wahlkreis zum Landtag wahlberechtigt ist. Jede/r 

stimmberechtigte Teilnehmer/in der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den 

Bewerberinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm 

der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen (§ 18 Abs. 2 LWahlG). 

4.3 Als Vertreter/in für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am 

Tage des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter/innen einberufenen Ver-

sammlung im Wahlkreis zum Landtag wahlberechtigt ist. Als Bewerber/in einer 

Partei kann nur gewählt werden, wer deren Mitglied ist und keiner anderen Par-

tei angehört oder wer keiner Partei angehört (§ 18 Abs. 3 LWahlG). 

4.4 In kreisfreien Städten, die mehrere Wahlkreise umfassen, können die Bewer-

ber/innen für diejenigen Wahlkreise, deren Gebiete die Grenze der kreisfreien 

Stadt nicht durchschneiden (das gilt für alle Duisburger Wahlkreise), in einer ge-

meinsamen Mitglieder- oder Vertreterversammlung gewählt werden (§ 18 Abs. 4 

LWahlG). 

4.5 Die Wahlen der Bewerber/innen und der Vertreter/innen für die Vertreterver-

sammlungen sind innerhalb der letzten 15 Monate vor Ablauf der Wahlperiode 

(frühestens seit Anfang März 2021) durchzuführen (§ 18 Abs. 5 LWahlG). 
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4.6 Der Vorstand des Landesverbandes oder, wenn Landesverbände nicht bestehen, 

die Vorstände der nächstniedrigeren Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 des Parteienge-

setzes), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, oder eine andere in der Parteisat-

zung hierfür vorgesehene Stelle können gegen den Beschluss einer Mitglieder- 

oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist 

die Abstimmung zu wiederholen; ihr Ergebnis ist endgültig (§ 18 Abs. 6 LWahlG). 

4.7 Das Nähere über die Wahl der Vertreter/innen für die Vertreterversammlung, 

über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterver-

sammlung sowie über das Verfahren für die Wahl der Bewerber/innen regeln die 

Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzung (§ 18 Abs. 7 LWahlG). 

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerberin/des Bewerbers 

mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der 

erschienenen wahlberechtigten Mitglieder und Ergebnis der Abstimmung ist mit 

dem Kreiswahlvorschlag einzureichen.  

Beizufügen ist die gegenüber dem Kreiswahlleiter abzugebende Versicherung an 

Eides statt der Bewerberin/des Bewerbers einer Partei, dass sie/er Mitglied der 

Partei ist, für die sie/er sich bewirbt, und dass sie/er keiner weiteren Partei ange-

hört, oder dass sie/er keiner Partei angehört.  

Die/der Leiter/in der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilneh-

mer/innen haben gegenüber dem Kreiswahlleiter an Eides statt zu versichern, 

dass die Wahl der Bewerber/innen in geheimer Abstimmung erfolgt und den Be-

werber/innen Gelegenheit gegeben worden ist, sich und ihr Programm der Ver-

sammlung in angemessener Zeit vorzustellen.  

4.8 Der Kreiswahlleiter ist zur Abnahme der o.g. Versicherungen an Eides statt zu-

ständig; er ist Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. Die Beibrin-

gung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis 

zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gülti-

gen Kreiswahlvorschlages (§ 18 Abs. 8 LWahlG). 

 

5.  Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 

5.1.  Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 11 a LWahlO eingereicht 

werden (§ 23 Abs. 1 LWahlO).  

 Er muss enthalten 

a)  den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der Partei oder Wähler-

gruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbe-

rinnen und Einzelbewerbern können durch ein Kennwort gekennzeichnet 

werden, 

b)  den Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Anschrift (Hauptwohnung) und die E-Mail-Adresse oder Postfach der Bewer-

berin/des Bewerbers (§ 23 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 LWahlO). 

Jeder Wahlvorschlag darf nur ein/e Bewerber/in enthalten. Ein/e Bewerber/in darf 

- unbeschadet ihrer/seiner Bewerbung in einer Landesliste – nur in einem Wahl-

vorschlag benannt werden.  

 

In einen Wahlvorschlag darf nur aufgenommen werden, wer seine Zustimmung 

schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich.  
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Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Ein-

reichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlages  

(§ 19 Abs. 3 LWahlG). 

Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vor-

standes des Landesverbandes, darunter der/dem Vorsitzenden oder ihrer/seiner 

Stellvertretung, persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen. 

Hat eine Partei keinen Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, 

so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der nächstniedrigen Ge-

bietsverbände (§ 7 Abs. 2 des Parteiengesetzes), in deren Bereich der Wahlkreis 

liegt, entsprechend der Voraussetzungen des § 23 Abs. 1 Satz 3 LWahlO unter-

zeichnet sein (§ 23 Abs. 1 Satz 4 LWahlO).  

Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, wenn er innerhalb der 

Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem § 23 

Abs. 1 Satz 3 LWahlO entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände 

vorliegt.  

Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben mindestens drei Unterzeichner/innen ihre 

Unterschrift auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten; Absatz 2 Nr. 3 und 4 gilt 

entsprechend. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift der Ver-

trauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. Fehlt diese 

Bezeichnung, so gelten die Person, die als erste unterzeichnet hat, als Vertrauens-

person, und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Ver-

trauensperson. 

5.2 Kreiswahlvorschläge von Parteien, die nicht im Landtag oder im Deutschen Bun-

destag aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land ununterbrochen seit deren 

letzter Wahl vertreten sind, müssen von mindestens 100 Wahlberechtigten des 

Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für 

Kreiswahlvorschläge von Wählergruppen und Einzelbewerber/innen. Die Wahlbe-

rechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem 

Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner/innen bis zum Ablauf der Ein-

reichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages, 

es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlags-

berechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden (§ 19 Abs. 2 

LWahlG). 

 Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 100 Wahlberechtigten unterzeichnet 

sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14a unter 

Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen (§ 23 Abs. 2 LWahlO): 

 

a)  Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei gelie-

fert; er kann sie auch als Druckvorlage oder elektronisch bereitstellen. Bei der 

Anforderung sind der Familienname, der Vorname und der Wohnort der vor-

geschlagenen Bewerberin/des vorgeschlagenen Bewerbers und die Bezeich-

nung der Partei oder Wählergruppe (Kurzbezeichnung), die den Kreiswahlvor-

schlag einreichen will, anzugeben. Der Kreiswahlleiter hat diese Angaben im 

Kopf der Formblätter zu vermerken. 

b)  Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die 

Erklärung auf dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben. 

Die Angaben zum Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und zur An-

schrift (Hauptwohnung) der/des Unterzeichnenden sowie der Tag der Unter-
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zeichnung sind von der/dem Unterzeichnenden persönlich und handschriftlich 

auszufüllen.  

c)  Für jede/n Unterzeichner/in ist eine Bescheinigung ihrer/seiner Gemeinde über 

ihre/seine Wahlberechtigung im Wahlkreis im Zeitpunkt der Unterzeichnung 

nach dem Muster der Anlage 15 LWahlO beizufügen. Die Bescheinigung kann 

auf dem Formblatt nach Anlage 14a LWahlO erteilt werden. Wer für eine/n 

andere/n die Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass 

die/der Betreffende den Kreiswahlvorschlag unterstützt. Der Bürgermeister 

darf nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung 

bestimmt ist. 

d)  Ein/e Wahlberechtigte/r darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat 

jemand mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre/seine Unter-

schrift auf allen Kreiswahlvorschlägen ungültig. Leistet ein/e Wahlberechtigte/r 

mehrere Unterstützungsunterschriften für verschiedene Kreiswahlvorschläge 

mit unterschiedlichem oder gleichem Datum, kommt es für die Gültigkeit aus-

schließlich auf die Reihenfolge der Vorlage durch die Wahlvorschlagsträger bei 

der Gemeinde an, die die Wahlberechtigung bescheinigt. Gültig ist die zuerst 

vorgelegte Unterstützungsunterschrift. Die gleichzeitige Unterzeichnung einer 

Landesliste bleibt unberührt. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch 

die/den Bewerber/in ist zulässig. 

e)  Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dürfen erst nach Aufstel-

lung der Bewerberin/des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Vertreterver-

sammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungül-

tig. 

5.3 Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen (§ 23 Abs. 3 und 4 LWahlO): 

a) die Erklärung der vorgeschlagenen Bewerberin/des vorgeschlagenen Bewer-

bers nach dem Muster der Anlage 12 a LWahlO, dass sie/er der Aufstellung 

zustimmt und dass sie/er für keinen anderen Kreiswahlvorschlag ihre/seine Zu-

stimmung zur Benennung als Bewerber/in gegeben hat; die Erklärung kann 

auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 a LWahlO abgege-

ben werden, 

b)  eine Bescheinigung des zuständigen Bürgermeisters nach dem Muster der An-

lage 13 LWahlO, dass die/der Bewerber/in wählbar ist; die Bescheinigung kann 

auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 a LWahlO erteilt 

werden,  

c)  sofern der Wahlvorschlag von einer Partei oder Wählergruppe eingereicht 

wird, eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versammlung der Partei zur 

Aufstellung der Bewerber/innen, im Falle eines Einspruchs nach § 18 Abs. 6 

LWahlG auch eine Niederschrift über die wiederholte Abstimmung mit den 

nach § 18 Abs. 8 LWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; so-

fern die Bewerberaufstellung in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Vertre-

terversammlung gemäß § 18 Abs. 4 LWahlG erfolgt ist, brauchen die Ausferti-

gung der Niederschrift und die Versicherungen an Eides statt nur einem Wahl-

vorschlag beigefügt zu werden; die Niederschrift soll nach dem Muster der An-

lage 9 a LWahlO, die Versicherungen an Eides statt nach dem Muster der An-

lage 10 a LWahlO gefertigt sein (§ 23 Abs. 3 LWahlO), 
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d)  sofern der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht wird, die Versicherung 

an Eides statt der vorgeschlagenen Wahlbewerberin/des vorgeschlagenen 

Wahlbewerbers, dass sie/er Mitglied der Partei ist, die sie/ihn aufgestellt hat, 

und keiner weiteren Partei angehört, oder keiner Partei angehört, 

e) die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigun-

gen des Wahlrechts der Unterzeichner/innen, sofern der Wahlvorschlag von 

Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss, 

 

5.4 Die Bescheinigungen über das Wahlrecht der Unterzeichner/innen und über die 

Wählbarkeit der Bewerber/innen sowie die Beglaubigungen von Abschriften der 

beizubringenden Unterlagen sind kostenfrei zu erteilen. Die Bescheinigung darf für 

jeden Wahlberechtigten nur einmal zu einem Kreiswahlvorschlag oder Listenvor-

schlag erteilt werden; dabei darf nicht festgehalten werden, für welchen Wahlvor-

schlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. 

5.5 Hinsichtlich der in Wahlvorschlägen enthaltenen personenbezogenen Daten be-

steht im Zeitraum vom Ablauf der Frist für die Einreichung der Wahlvorschläge bis 

zum Ablauf des Wahltages abweichend von § 5 Abs. 8 des Datenschutzgesetzes 

Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit den Artikeln 16 und 18 der Datenschutz-

Grundverordnung das Recht auf Berichtigung und das Recht auf Einschränkung 

der Verarbeitung abschließend durch das unter den Voraussetzungen des § 21 

Abs. 1 und 2 des Landeswahlgesetzes in Verbindung mit §§ 24 und 28 Abs. 3 der 

Landeswahlordnung gewährleistete Mängelbeseitigungsverfahren. 

 

6.  Rücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen 

6.1 Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Ver-

trauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen 

werden, solange nicht über seine Zulassung entschieden ist. Ein Kreiswahlvor-

schlag, der von 100 Wahlberechtigten unterzeichnet ist, kann auch von der 

Mehrheit der Unterzeichner/innen durch eine von ihnen persönlich und hand-

schriftlich unterzeichnete Erklärung zurückgenommen werden (§ 23 Abs. 1 

LWahlG). 

6.2 Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist nur durch gemein-

same schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-

trauensperson und nur dann geändert werden, wenn ein/e Bewerber/in stirbt 

oder die Wählbarkeit verliert. Stirbt die/der Bewerber/in eines Kreiswahlvorschla-

ges oder verliert sie/er ihre/seine Wählbarkeit nach der Einreichung, jedoch vor 

der Entscheidung über die Zulassung des Wahlvorschlages, haben die Vertrau-

ensperson und die stellvertretende Vertrauensperson durch gemeinsame schriftli-

che Erklärung spätestens bis zur Zulassung eine/n neue/n Bewerber/in zu benen-

nen. Das Verfahren nach § 18 LWahlG braucht nicht eingehalten zu werden; der 

Unterschriften nach § 19 Abs. 2 und § 20 Abs. 1 bedarf es nicht. Nach der Ent-

scheidung über die Zulassung eines Wahlvorschlages ist jede Änderung ausge-

schlossen. 
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7.  Beseitigung von Mängeln 

7.1 Der Kreiswahlleiter prüft unverzüglich, ob die eingegangenen Wahlvorschläge 

vollständig sind und den Erfordernissen des LWahlG und er LWahlO entsprechen. 

Stellt der Kreiswahlleiter Mängel fest, die einen gültigen Wahlvorschlag bis zum 

Ablauf der Einreichungsfrist nicht zustande kommen lassen (§ 18 Abs. 8, § 19 

Abs.2 und Abs. 3 LWahlG), so fordert er unverzüglich auf, diese Mängel zu be-

seitigen.  

Stellt er Mängel fest, die die Gültigkeit des Wahlvorschlages bei Ablauf der Ein-

reichungsfrist nicht berühren, so fordert er unverzüglich auf, diese Mängel bis zur 

Zulassung zu beseitigen (§ 24 Abs. 1 LWahlO). 

7.2 Sofern Zweifel bestehen, ob die Versammlung zur Aufstellung der Bewer-

ber/innen gemäß § 18 LWahlG ordnungsgemäß einberufen und zusammenge-

setzt war, kann der Kreiswahlleiter die erforderlichen Nachweise hierüber, insbe-

sondere eine Liste über die Teilnehmer/innen an der Versammlung und über ihre 

Parteizugehörigkeit, verlangen (§ 24 Abs. 2 LWahlO). 

7.3 Wird dem Kreiswahlleiter bekannt, dass ein/e im Wahlkreis vorgeschlagene/r Be-

werber/in noch in einem anderen Wahlkreis vorgeschlagen ist, so weist er den 

Kreiswahlleiter des anderen Wahlkreises auf die Doppelbewerbung hin (§ 24 

Abs. 3 LWahlO). 

7.4 Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters kann die Vertrauensperson den Kreis-

wahlausschuss anrufen (§ 21 Abs. 1 LWahlG). Ruft die Vertrauensperson gegen 

Verfügungen des Kreiswahlleiters den Kreiswahlausschuss an, so hat dieser der 

Vertrauensperson Gelegenheit zur mündlichen Stellungnahme zu geben. Über 

den Einspruch ist spätestens am Tage nach seiner Erhebung zu entscheiden (§ 24 

Abs. 4 LWahlO).  

 

8.  Zulassung der Kreiswahlvorschläge 

8.1 Über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge entscheidet der Kreiswahlausschuss 

spätestens am 47. Tag vor der Wahl. Wahlvorschläge sind zurückzuweisen, wenn 

sie verspätet eingereicht sind, den Anforderungen nicht entsprechen, die durch 

das LWahlG oder die LWahlO aufgestellt sind, oder auf Grund einer Entschei-

dung nach Artikel 9 Abs. 2, Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes oder Artikel 32 

Abs. 2 der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 28. Juni 1950 

(GV.NRW.S.127), die zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 2020 (GV.NRW.S.644) 

geändert worden ist, unzulässig sind (§ 21 Abs.3 LWahlG). 

8.2 Weist der Kreiswahlausschuss einen Wahlvorschlag zurück, so kann binnen drei 

Tagen nach Verkündung in der Sitzung des Kreiswahlausschusses von der Ver-

trauensperson des Wahlvorschlages, dem Landeswahlleiter oder dem Kreiswahl-

leiter Beschwerde an den Landeswahlausschuss eingelegt werden. Der Landes-

wahlleiter und der Kreiswahlleiter können auch gegen eine Entscheidung, durch 

die ein Kreiswahlvorschlag zugelassen wird, Beschwerde erheben. In der Be-

schwerdeverhandlung sind die erschienenen Beteiligten zu hören. 

Die Entscheidung über die Beschwerde muss spätestens am 37. Tag vor der Wahl 

getroffen werden. Die Beschwerdeentscheidung ist für die Aufstellung der Be-

werber/innen zur Wahl endgültig. Sie schließt die Erhebung eines Einspruchs im 

Wahlprüfungsverfahren nicht aus (§1 des Wahlprüfungsgesetzes NW). 
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8.3 Zu der Sitzung des Kreiswahlausschusses, in der über die Zulassung der einge-

reichten Kreiswahlvorschläge entschieden wird, werden die Vertrauenspersonen 

der Kreiswahlvorschläge vom Kreiswahlleiter eingeladen (§ 25 Abs. 1 LWahlO). 

8.4 Der Kreiswahlleiter legt dem Kreiswahlausschuss alle eingegangenen Kreiswahl-

vorschläge vor und berichtet ihm über das Ergebnis der Vorprüfung. 

8.5 Der Kreiswahlausschuss prüft die eingegangenen Kreiswahlvorschläge und be-

schließt über ihre Zulassung oder Zurückweisung. Vor einer Entscheidung ist der 

erschienenen Vertrauensperson des betroffenen Wahlvorschlages Gelegenheit 

zur Äußerung zu geben (§ 25 Abs. 3 LWahlO). 

 

9. Beteiligungsanzeige 

9.1 Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl 

nicht auf Grund eines eigenen Wahlvorschlages ununterbrochen vertreten sind 

oder deren Parteieigenschaft nicht bei der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag 

festgestellt worden ist, können als solche einen Wahlvorschlag nur einreichen, 

wenn sie spätestens am 90. Tag vor der Wahl bis 18 Uhr, Montag, 14. Februar 

2022, dem Landeswahlleiter des Landes Nordrhein-Westfalen, Friedrichstr. 

62-80, 40217 Düsseldorf ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt ha-

ben und der Landeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat.  

In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl 

beteiligen will. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes 

des Landesverbandes, darunter der/dem Vorsitzenden oder ihrer/seiner Stellvertre-

tung, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Wenn ein Landesverband 

nicht besteht, muss die Anzeige von den Vorständen der nächstniedrigen Gebiets-

verbände (§ 7 Abs. 2 des Parteiengesetzes), die im Bereich des Landes liegen, ent-

sprechend unterzeichnet sein. Die schriftliche Satzung und das schriftliche Pro-

gramm der Partei sowie ein Nachweis über einen nach demokratischen Grundsät-

zen gewählten Vorstand sind der Anzeige beizufügen. Der Anzeige sollen Nach-

weise über die Parteieigenschaft nach § 2 Absatz 1 Satz 1 des Parteiengesetzes 

(PartG) beigefügt werden (§ 17a Abs. 2 LWahlG). 

9.2 Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Anzeige gemäß § 17a Abs. 2 

LWahlG nicht durch die Übersendung der Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 PartG er-

setzt wird, also unabhängig von diesen Mitteilungen an den Bundeswahlleiter ge-

boten ist. 

 

10.Vordrucke zur Einreichung der Kreiswahlvorschläge 

Die erforderlichen Vordrucke nach den Mustern der LWahlO, und zwar: 

a) Anlage 9 a – Niederschrift über die Aufstellung der Wahlkreisbewerber/innen, 

b) Anlage 10 a – Versicherung an Eides statt, 

c) Anlage 11 a – Kreiswahlvorschlag, 

d) Anlage 12 a – Zustimmungserklärung zur Aufnahme in einen Kreiswahlvor- 

   schlag 

e) Anlage 13 – Bescheinigung der Wählbarkeit, 

können online unter: 

https://duisburg.de/microsites/wahlen/rubrik1/wahlarten/landtagswahlen.php abgeru-

fen werden oder bei der Geschäftsstelle des Kreiswahlleiters, Stadtverwaltung Duis-

https://duisburg.de/microsites/wahlen/rubrik1/wahlarten/landtagswahlen.php


- 9 - 

burg, Stabsstelle für Wahlen und Informationslogistik, In den Haesen 84, 47198 Du-

isburg (Homberg) schriftlich, telefonisch unter 0203/283-2745 (Frau Peschmann), 

0203/283-4193 (Frau Tiefenhoff) oder 0203/283-2892 (Frau Gläser) oder per E-Mail 

an: wahlamt@stadt-duisburg.de angefordert werden. 

Für die Bestellung der Vordrucke nach Anlage 14 a LWahlO (Unterschriftenform-

blatt) wird darauf verwiesen, dass bei der Anforderung der Vordrucke Familienname, 

Vornamen und Wohnort der vorzuschlagenden Bewerberin/des vorzuschlagenden 

Bewerbers sowie die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe (Kurzbezeichnung), 

bei Einzelbewerber/innen des Kennwortes, die den Wahlvorschlag einreichen will, an-

zugeben sind. 

Außerdem ist glaubhaft zu erklären, dass der entsprechende Kreiswahlvorschlag 

bereits aufgestellt ist.  

Die Bescheinigungen über das Wahlrecht der Unterzeichner/innen (§ 23 Abs. 2 

LWahlO) und über die Wählbarkeit der Bewerber/innen (§ 23 Abs. 3 LWahlO) sowie 

die Beglaubigung von Abschriften der beizubringenden Unterlagen werden kosten-

frei von der vorgenannten Dienststelle erteilt.  

 

Die Bekanntmachung vom 07.10.2021 wird hiermit aufgehoben. 

 

Duisburg, den 13.12.2021 

 

Der Kreiswahlleiter 

 

 

 

 

Martin Murrack 

Stadtdirektor 

 

 


